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Antrag 41/I/2021 FA II - EU-Angelegenheiten

Demokratisierung der europäischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik!

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung, die SPD-Bundestagsfraktion sowie die S&D-Fraktion im Europäi-

schen Parlament werden dazu aufgefordert, ihre Zustimmung zu einer verstärkten Europäisierung der Sicherheitspolitik an

Bedingungen zu knüpfen, die einer intergouvernementalen Entkoppelung von demokratischer Kontrolle und den zunehmen-

den Kapazitäten im Bereich der Verteidigungs-und Sicherheitspolitik vorbeugen.

 

Wir unterstützen explizit die Entwicklung des strategischen Kompasses als neuem Grundlagendokument der Gemein-

samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der Europäischen Union (EU) sowie das Ziel, gemeinsame europäi-

sche Sicherheits- und Verteidigungsinteressen zu verfolgen. Allerdings muss dieser Prozess mit einer Verstärkung der

parlamentarisch-demokratischen Kontrolle durch das EU-Parlament und die nationalen Parlamente verbunden werden.

 

Mit der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (PESCO) wurde ein erster wichtiger Schritt zu mehr supranationaler Ge-

meinsamkeit in der europäischen Sicherheits-, Verteidigungs- sowie Rüstungspolitik getan. Dieser Prozess hin zu einer echten

Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsunion muss nun entschlossen vorangetrieben und gleichzeitig einer effektiven

demokratischen Kontrolle unterworfen werden:

 

• Eine sozialdemokratische Sicherheits- und Verteidigungspolitik hat zum Ziel, demokratische Kontrolle, sog. „Checks und

Balances“, aufzubauen und aufrechtzuerhalten. Anstatt weitere Kapazitäten und Fähigkeiten auf zwischenstaatlicher

Ebene zu schaffen – etwaumGrößenvorteile in derHandlungsfähigkeit zu gewinnen– , sollte eineNeugestaltung supra-

nationaler europäischer Kompetenzbefugnisse in der GSVP im Fokus stehen.Wir fordern daher eine stärkere Beteiligung

des EU-Parlaments an der Überprüfung, Billigung und strategischen Lenkung gemeinsamer GSVP-Ressourcen.

• Für EU-Missionen imAuslandmuss für das EU-Parlament ein Parlamentsvorbehalt Anwendungfinden, der demdes Bun-

destages für Auslandseinsätze der Bundeswehr entspricht. Für die EU imGanzen betreffenden sicherheits- und verteidi-

gungspolitischenMaßnahmenmüssendie Kontroll- undMitentscheidungsrechte des EuropäischenParlaments – analog

zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren - das gleiche Gewicht haben wie Beschlüsse des Europäischen Rats und des

Ministerrats.

• Außerdem halten wir es für zwingend notwendig, dass das Europäische Parlament an der Aufstellung, Entwicklung und

Evaluation des Erfolgs von Strategien für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Union (GASP) und der GSVP,

wie zumBeispiel bei der Aufstellung von gesamteuropäischen Prioritäten (strategischer Kompass), aktivmit einbezogen

wird, damit es seine demokratische Rolle als Kontrollorgan der Exekutive ausüben kann und demokratische Verantwort-

lichkeiten aufgebaut werden.

• Umdemokratisch entkoppelten Entwicklungen entgegenzutretenundumparlamentarisch-demokratischeVerantwort-

lichkeit zu schaffen, fordern wir, dass sich Agenturen der europäischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik vor dem

Europäischen Parlament und vor den europäischen Gerichten zu verantworten haben.

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2023, Landesgruppe, MdEP

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der Landesgruppe 2022:

Die demokratische und zivile Kontrolle von Sicherheitspolitik und Streitkräften ist eine wichtige Säule der deutschen Außen-

und Sicherheitspolitik. Laut Grundgesetz hat das Parlament die Budgethoheit und damit die Kontrolle über die Streitkräfte.
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Hinzu kommt die Kontrollfunktion des Parlaments bei den Auslandseinsätzen der Bundeswehr. Es ist wichtig, dass Kontroll-

mechanismen auch auf europäischer Ebene nicht außer Kraft gesetzt werden. Im Koalitionsvertrag heißt es dazu: „Zivile und

militärischeMissionen der EU bettenwir stets in ein politisches Gesamtkonzept ein, das Konfliktursachen berücksichtigt, eine

Exit-Strategie vorsieht und parlamentarisch kontrolliert wird. Bei der Zwischenevaluierung der Verordnung des Verteidigungs-

fonds soll das EPMitsprache- und Kontrollrechte erhalten.“ Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine verdeutlicht die Not-

wendigkeit auch bei Themen wie der Verteidigung auf europäischer Ebene enger zusammenzuarbeiten, um ein höheres Maß

an strategischer Autonomie zu erreichen. Diese Integration muss unter parlamentarischer und demokratischer Kontrolle ste-

hen.

Beschluss des Bundesparteitag 2023:

nicht befasst
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